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Factoring und 
Umsatzsteuer 

Vor Juni 2003 war noch alles in Ordnung, zumindest wusste man was 
gilt: Unechtes Factoring war in seine Bestandteile zu zerlegen und die-
se waren entweder umsatzsteuerpflichtig oder nicht. Ein Forderungs-
einzug war umsatzsteuerpflichtig, eine Kreditgewährung befreit. Und 
echtes Factoring war insgesamt umsatzsteuerbefreit.

S
eit der EuGH-Entscheidung im Juni 

2003 in einem deutschen Fall (MKG-

Kraftfahrzeuge), sind Factoringleis-

tungen umsatzsteuerpflichtig, was zumeist 

eine Kostenposition darstellt, da grundsätz-

lich kein voller Vorsteuerabzug geltend ge-

macht werden kann. Eine neue EuGH-Ent-

scheidung könnte nun offene Fragen klären 

und sogar eine Änderung bringen.

Die MKG-Entscheidung brachte Unklarheiten:

• Welche Transaktionen sind als Factoring 

anzusehen? Ist auch der reine Forderungs-

kauf oder der Kauf notleidender Kredite 

erfasst?

• Wie ist die Bemessungsgrundlage zu er-

mitteln?

• Entstehen aus unterschiedlichen Leis-

tungsbestandteilen umsatzsteuerlich un-

terschiedliche Konsequenzen?

Die österreichische und die deutsche Fi-

nanzverwaltung gaben einige Hinweise 

MKG– keine diesbezüglichen Leistungen er-

bracht wurden. Konkret haben die Parteien 

den Wert der Forderungen angegeben und 

davon Abzüge für die Zinskomponente der 

Kreditgewährung und für die present value-

Bestimmung vorgenommen. Diese Konkre-

tisierung des Kaufpreises reichte dem EuGH 

aus, um zu folgern: wenn kein Entgelt für 

andere Leistungen vorgesehen ist, dann 

wurden auch keine anderen Leistungen er-

bracht, als die von den Parteien gewollten.

Konsequenz

Es ist nicht sicher, ob die Grundsätze aus 

GFKL für alle Factoring-Transaktionen gel-

ten, dennoch ist anzuraten, die Kaufpreisbe-

stimmung bei einem Forderungskauf kon-

kret festzulegen. Entweder ist dabei kein 

Raum für typische, umsatzsteuerpflichtige 

Factoringleistungen oder die verschiedenen 

Leistungen können klar voneinander ge-

trennt und umsatzsteuerlich entsprechend 

behandelt werden.�   
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dazu. In Österreich etwa sollte beim unech-

ten und echten Factoring die Kreditleistung 

steuerfrei sein, während dies in Deutsch-

land nur dann der Fall sein sollte, wenn der 

Kreditgewährung eigene wirtschaftliche Be-

deutung zukäme, andernfalls sollte sie als 

Teil der steuerpflichtigen Factoringleistun-

gen auch steuerpflichtig sein. Grundsätzlich 

wurde als Bemessungsgrundlage die Dif-

ferenz zwischen Nominale und Kaufpreis 

angesehen, bei notleidenden Forderungen 

jedoch die Differenz zwischen dem Wert der 

Forderung und dem Kaufpreis.

Neue Entscheidung 

Am 27. Oktober 2011 hat der EuGH seine 

Grundsätze aus MKG im Financial Services 

AG-Fall (GFKL) angewandt. Der Sachverhalt 

betraf kein typisches Factoring, sondern 

den Verkauf zahlungsgestörter Forderun-

gen in Deutschland, bei dem der Käufer das 

Ausfallsrisiko und den Einzug übernahm. 

Dennoch ist er für typische Factoring-Trans-

aktionen und grundsätzlich für die Rechts-

folgen, die MKG-Kraftfahrzeuge brachte, re-

levant, da der EuGH ausdrücklich auf MKG 

verwies. 

Im GFKL-Sachverhalt haben die Parteien 

explizit vereinbart, wie sich der Kaufpreis 

zusammensetzt und dabei keine Factoring- 

oder Delkrederegebühr festgesetzt. Daraus 

schloss der EuGH, dass – anders als bei 
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EuGH-Entscheidung von Oktober 2011 könnte 

offene Fragen zur Umsatzsteuer beim Forderungs-

verkauf klären.


